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»Das ist Augenwischerei«
Wie Bremer Schüler gegen die Ausbildungsmarkt-Statistik kämpfen – und die Landespolitik in Bewegung bringen
Eigentlich dürfte es genug Lehrstel-
len geben – das legt zumindest die
Statistik nahe. An der Gesamtschu-
le Bremen-Ost gehen trotzdem vie-
le junge Leute leer aus. Erst dach-
ten die Schüler, es liege an ihnen.

Von Kristin Kruthaup, Bremen

Sara Scheibel und Dennis Quicker
können sich an den 2. November 2016
genau erinnern. Es war ein Mittwoch.
Und die Schülerin und der Schüler
waren richtig sauer. Wegen ein paar
Zahlen. An diesem Tag veröffentlich-
te die Arbeitsagentur Bremen die Aus-
bildungsbilanz 2016 für die Stadt. Die
zwei kämpfenmit ihrer Klasse seit län-
gerem für eine andere, wie sie finden
ehrlichere Statistik. Trotzdem: An der
Art der Jahresbilanz hatte sich in
Scheibels und Quickers Augen über-
haupt nichts geändert.
In der Pressemitteilung vom 2. No-

vember wirkt die Lage am Bremer
Ausbildungsmarkt gut. 4011 Lehr-
stellen hatten Arbeitgeber vom 1. Ok-
tober 2015 bis zum 30. September
angeboten. Dem standen 3415 Be-
werber gegenüber. Kein Grund zur
Klage, könnte man sagen: Für jeden
Jugendlichen gab es rein rechnerisch
mehr als eine Ausbildungsstelle.
»Unversorgt«, wie es im Behör-

dendeutsch heißt, blieben nach den
Zahlen 174 Bewerber. Auch nicht so
viele, könnte man meinen. Scheibel
und Quicker machen genau diese
niedrigen Werte sauer: »Das ist Au-
genwischerei«, sagt die junge Fraumit
den langen braunen Haaren.
Scheibel, 18 Jahre alt, und Qui-

cker, 19, besuchen die Gesamtschule
Ost in Bremen-Tenever. Die Zahlen
decken sich gar nicht mit den Erfah-
rungen der jungen Menschen. In ih-
rer Klasse wollten am Ende der zehn-
ten Klasse zwölf von 24 Mädchen und
Jungen eine Ausbildung machen. An
der Gesamtschule lernen Schüler un-
terschiedlicher Leistungsstärken zu-
sammen. In Scheibels und Quickers
Klasse strebte ein Drittel das Abi an,
ein Drittel den mittleren Schulab-
schluss. Und ein Drittel peilte die er-
weiterte Berufsausbildungsreife an –
also das, was viele noch als erweiter-
ten Hauptschulabschluss kennen.
Nach Abschluss der zehnten Klas-

se hätten viele also ins Berufsleben
starten wollen. »Am Ende hatten aber
nur drei einen Ausbildungsplatz«, er-
zählt Scheibel. Einer lernt jetzt Elekt-
riker, einer Einzelhandelskaufmann
und eine Verwaltungsfachangestell-
te. Der Rest ging nach ihrer Aussage
notgedrungen weiter zur Schule –
oder hing zunächst in Übergangs-
maßnahmen fest.
ImMai 2017 sitzen die beiden in ei-

nem Klassenraum ihrer Gesamtschu-
le. Es ist kurz nach 13 Uhr. Für heute
ist der Unterricht vorbei. Die letzten
Schüler haben allerlei Müll hinterlas-
sen. Auf den Tischen liegen gefaltete
Papierschiffchen, auf dem Boden Ver-
packungen von Süßigkeiten. Quicker,
mit kurzen blonden Haaren und Bril-
le, erklärt: »Wenn in Bremen nur 174
Bewerber unversorgt sind, müssten im
Umkehrschluss ja 97 Prozent der Ju-
gendlichen eine Lehrstelle haben.« So
lesen er – und viele andere – auf den
ersten Blick die Statistik. Scheibel,
schwarze Kleidung, roter Nagellack,
sagt: »Als Schüler denkt man dann:
Das liegt an mir. Irgendwas muss ja
nicht richtig sein, wenn ich zu den we-
nigen gehöre in ganz Bremen, die kei-
ne Ausbildung kriegen.«
Seit mittlerweile drei Jahren be-

schäftigen sich Scheibel, Quicker und
andere Schüler mit dem Thema Aus-
bildungsmarkt-Statistik. Unterstützt
werden sie von dem langjährigen Po-
litiklehrer Hans-Wolfram Stein. In-
zwischen zweifeln sie nicht mehr an
sich selbst. Sie halten vielmehr die
Kommunikation der Statistik für
falsch. Und sie haben inzwischen
zahlreiche Unterstützer.
Die Schüler glauben, dass es viel

mehr Jugendliche ohne Ausbildungs-
platz gibt, als es die Fokussierung auf
die »unversorgten Bewerber« in der
Jahresbilanz nahelegt. »Unversorgt«
sind in der Statistik jene Jugendli-
chen, die bei der Arbeitsagentur ge-
meldet sind, eine Lehrstelle suchen
und die zum Stichtag 30. September
keinen Lehrplatz und auch nichts an-
deres ergattern konnten.
Es gibt daneben eine weitere Grup-

pe, die ebenfalls eigentlich eine Aus-

bildung sucht, zum Stichtag aber eine
Alternative gefunden hat. Das kann
zum Beispiel ein Freiwilliges Soziales
Jahr sein. »Diese Zahl muss man auch
kommunizieren«, findet ihr Lehrer
Stein. »Diese Jugendlichen wollen ei-
ne Ausbildung, finden aber nichts und
weichen dann auf Alternativen aus.«
In der Pressemitteilung der Agentur
für Arbeit Bremen vom 2. November
werden sie nicht genannt.
Die Schüler fordern deshalb, in der

Kommunikation zur Ausbildungs-
markt-Statistik statt der »unversorg-
ten Bewerber« die sogenannte Ein-
mündungsquote zu benutzen. Sie
besagt, wie viele suchende Jugend-
liche in eine Lehrstelle »eingemün-
det« sind – so die Behördensprache.
Mit diesem Wert liest sich die Sta-
tistik weniger optimistisch: In Bre-
men haben nur rund 37 Prozent der
jungen Leute, die bei der Agentur als
ausbildungsplatzsuchend gemeldet
wurden, eine Lehre gefunden. Nimmt
man auch jene dazu, die ohne Hilfe
der Agentur eine Stelle bekamen,
sind es 66,5 Prozent.
Die Jugendlichen kritisieren wei-

ter, was als »Bewerber« zählt. Viele
denken: Bewerber sind alle, die sich
bei der Arbeitsagentur als Suchende
angemeldet haben. So ist es aber nicht.
Bevor die Behörde einen Jugendli-
chen als Bewerber führt, muss ein Be-
rater ihn für ausbildungsreif erklären.
Hält der Fachmann ihn nicht für fit ge-
nug, verordnet man ihm gegebenen-
falls Fördermaßnahmen. Er taucht in
der Statistik als Bewerber dann gar
nicht mehr auf. »Diese Jugendlichen
suchen aber ja auch einen Ausbil-
dungsplatz«, sagt Stein. Sie müsse
man mitzählen.
Der Lehrer Hans-Wolfram Stein ist

in Bremen kein Unbekannter. Seit
Jahren sorgt er dafür, dass sich Schü-
ler aus dem Problemviertel Bremen-
Tenever in die Politik einmischen. Die
Absenkung des Wahlalters auf 16
Jahre bei den Landtagswahlen in dem
kleinen norddeutschen Bundesland
ging auch auf einen Impuls von Steins
Schülern zurück. Sie setzten sich auch
dafür ein, dass die Kriterien zur Ein-

bürgerung von Menschen mit Dop-
pelpass in Bremen ausgeweitet wur-
den. Dafür bekamen Steins Schüler
2013 den Hildegard-Hamm-Brücher-
Förderpreis für Demokratie lernen
und erfahren. Das Thema Ausbil-
dungsmarkt-Statistik ist das neueste
Projekt.
Stein ist bereits in Pension – doch

an der Schule ist er weiter aktiv. Er
bietet nach wie vor Arbeitsgemein-
schaften an. Er wirkt dabei nicht wie
ein jung gebliebener Pensionär. Tiefe
Furchen prägen sein Gesicht, die Haa-
re sind ihm fast alle ausgegangen.
Doch er ist das Gegenteil eines alten
Mannes: Wenn Stein schnellen Schrit-
tes über den Schulhof eilt oder in der
Mensa mit lauter Stimme ein paar
Schüler um Ruhe bittet, ist von Al-
tersmilde wenig zu spüren. Im Ge-
genteil: Er ist es gewohnt, sich Res-
pekt zu verschaffen.
»Viele meiner Schüler wachsen in

Elternhäusern auf, in denen es ganz
normal ist, nicht zu wählen«, sagt

Stein. Als Politiklehrer sehe er es als
seine Aufgabe, die Schüler zu mün-
digen Bürgern einer Demokratie zu
erziehen. Er will ihnen zeigen, dass je-
der sich einmischen kann – und jede
Stimme gleich viel Wert hat.
Viele sehen das positiv. Als das

Thema Ausbildungsmarkt-Statistik
unlängst in der Bremer Bürgerschaft
– dem Landesparlament – verhandelt
wurde, sagte die dortige SPD-Vize-
fraktionschefin Sybille Böschen zum
Engagement von Stein und seiner
Truppe: »So stellen wir uns vernünf-
tigen und guten Politikunterricht vor.«
Aber es gibt auch Kritiker. Einige war-
nen vor der Gefahr, dass der Lehrer
den Kindern politische Positionen ein-
trichtere. Scheibel und Quicker sehen
das anders: »Wir haben uns unsere
Position selbst erarbeitet«, sagen sie.
Doch zurück zu der Frage, was an

den Vorwürfen der Schüler beim The-
ma Daten zur Lehre dran ist. Anruf bei
Joachim Gerd Ulrich, Forscher beim
Bundesinstitut für Berufsbildung und

Experte auf dem Gebiet Ausbildungs-
markt-Statistik. Sind die Angaben der
Arbeitsagentur falsch? »Nein«, sagt
Ulrich. »Die Zahlen sind korrekt. Die
Bundesagentur rechnet richtig, stellt
alles richtig dar und bemüht sich sehr
um Transparenz.«
Eine andere Frage sei, ob die Wer-

te von Dritten richtig interpretiert
würden. Und ob diese Interpretatio-
nen die Realität abbildenwürden. »Zu
sagen, nur ›unversorgte Bewerber‹
sind ohne Ausbildungsplatz, ist defi-
nitiv zu eng«, erläutert Ulrich.
Ulrich macht klar, dass das Ver-

ständnisproblem nicht nur in Bre-
men, sondern auch auf Bundesebene
auftauchen kann: Zum Stichtag 30.
September 2016 gab es bundesweit
rund 20 000 unversorgte Bewerber.
Daneben seien rund 60 000 Suchen-
de gemeldet gewesen, die in einer Al-
ternative geparkt waren, erläutert er.
Die müsste man auch immer nennen.
Die Werte sind nicht geheim. Trotz-
dem gehen sie oft unter.
Die von den Jugendlichen gefor-

derte Einmündungsquote sei zur Be-
schreibung des Marktes eine unent-
behrliche Ergänzung, sagt auch Ul-
rich. Sie liegt für Deutschland laut Be-
rufsbildungsbericht bei 64,7 Prozent.
Diese Position teilen längst nicht

alle. »Aus unserer Sicht hat sich die
Ausbildungsmarkt-Statistik des Be-
rufsbildungsberichts im Wesentlichen
bewährt«, urteilt ein Sprecher der
Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA). Er hält
die Konzentration auf die unversorg-

ten Bewerber für richtig. Sein Argu-
ment: Die Bewerber mit einer Alter-
native hätten eben eine Alternative.
Die von den Schülern geforderte

Nennung der sogenannten Einmün-
dungsquote sieht die BDA kritisch. Da
sei die Aussagekraft zu hinterfragen.
»Nicht jeder, der nicht in einen Aus-
bildungsplatz eingemündet ist, sucht
noch aktiv nach einem Ausbildungs-
platz«, sagt der Sprecher. Und zum
ThemaReife heißt es: »Manmuss doch
realistisch einschätzen, ob jemand ei-
ne Ausbildung schaffen kann. Wenn
nicht, sollte er auch nicht als Bewer-
ber geführt werden.«
Unterstützung erhält die BDA vom

Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag DIHK. »Man sollte sich
wirklich auf die unversorgten Bewer-
ber konzentrieren«, sagt Markus Kiss.
Statistiken seien nie ein genaues Ab-
bild der Realität.
Bei der Bundesagentur für Arbeit

selbst ist das Bild gemischt. Deutsch-
landweit wurden im November 2016
in der Pressemitteilung alle Zahlen
genannt: unversorgte Bewerber, Leu-
te mit Alternative und Einmündungs-
quote. Die Agenturen in den einzel-
nen Bundesländern wählten zum sel-
ben Zeitpunkt in ihren Pressemittei-
lungen unterschiedliche Wege. Sechs
Agenturen nannten die Einmün-
dungsquote – die anderen nicht. Nach
Angaben der Zentrale in Nürnberg
liegt die Entscheidung vor Ort. Vor-
gaben gebe es nicht.
Die Schüler in Bremen sind über die

Darstellung jedenfalls weiter ent-
täuscht. »Wir würden uns wünschen,
dass die Statistik deutlich macht, wer
einen Ausbildungsplatz hat und wer
nicht«, sagt Scheibel.
Eine Forderung, die zumindest in

Bremen mittlerweile prominente Un-
terstützer fand. Im Mai 2016 be-
schloss die Bürgerschaft, dass die rot-
grüne Landesregierung die Entwick-
lungen auf dem regionalen Ausbil-
dungsmarkt künftig transparent dar-
stellen solle. Trotzdem kamen aller-
dings im November die Zahlen der Ar-
beitsagentur in alter Manier heraus.
Die Regierungspartner Grüne und

SPD haben nun einen Antrag in der
Bürgerschaft eingebracht, in dem sie
von der Landesregierung als letzten
Schritt eine Bundesratsinitiative for-
dern. Die Statistik müsse im ganzen
Land geändert werden, um aussage-
fähigere Daten zu erhalten. Nur so ge-
be es mehr Transparenz. dpa/nd
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Die Jugendlichen
kritisieren auch,
was im Sinne
der Statistik
als »Bewerber« zählt.
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Urlaubszuschuss für
bedürftige Familien
läuft besser
Schwerin. Der Urlaubszuschuss
des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern für bedürftige Familien
wird seit einer Reform zu Jah-
resbeginn deutlich besser ange-
nommen. Von den 100 000 Euro,
die jährlich zur Verfügung ste-
hen, seien für 2017 bereits 74 000
Euro bewilligt worden, sagte ein
Sprecher des Sozialministeriums
am Freitag in Schwerin. In den
Jahren zuvor war deutlich weni-
ger Geld aus dem Topf abgeflos-
sen. In der ersten Urlaubswoche
gibt das Land 30 Euro pro Person
und Übernachtung dazu (vorher
20 Euro). In der zweiten Woche
sinkt die Förderung. »Für einen
einwöchigen Urlaub erhält eine
vierköpfige Familie nunmehr ei-
nen Landeszuschuss von 840 Eu-
ro statt bisher 560 Euro«, sagte
Ministerin Stefanie Drese (SPD).
Die geförderten Familienerho-
lungsmaßnahmen dürfen nicht
weniger als fünf und nicht mehr
als 14 Übernachtungen umfas-
sen. Die Angebote enthalten
Übernachtung mit Vollverpfle-
gung sowie Programme für die
gemeinsame Freizeitgestaltung.
Teilnehmen können Familien und
Alleinerziehende mit Bezug von
Hartz IV, Wohngeld, Kindergeld-
zuschlag oder Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsge-
setz. dpa/nd

Linien-Schiffsverkehr auf
Kummerower See
Kummerow. Der Kummerower
See in Mecklenburg-Vorpommern
hat seit Freitag seine erste regu-
läre Linien-Schiffsverbindung. Das
Fahrgastschiff »Forelle« brachte
innerhalb der ersten Stunde die
ersten sieben Passagiere über den
etwa drei Kilometer breiten See,
wie Kummerows Bürgermeister
Bernd Moritz (parteilos) sagte.
»Das haben wir uns schon lange
gewünscht, dass es eine reguläre
Schiffsverbindung gibt.« Die etwa
15Meter lange Forelle fährt für die
Blau-Weiße Flotte (Waren/Mi-
row), verbindet Kummerow re-
gelmäßig mit Salem, Neukalen
und Gravelotte und fährt gele-
gentlich auch Malchin an. Das
Schiff fährt täglich außer mon-
tags mehrfach in Nord-Süd- und
Ost-West-Richtung über den See.
»Damit sollen Einheimische und
Gäste der Region mehr Möglich-
keiten haben, um beispielsweise
Radtouren oder Wanderungen
abzukürzen«, erklärte Tourismus-
koordinatorin Angelika Groh. Der
Kummerower See ist mit 32
Quadratkilometern nach der Mü-
ritz, dem Schweriner und dem
Plauer See der viertgrößte See in
Mecklenburg-Vorpommern und
gehört zu den zehn größten Bin-
nenseen in Deutschland. dpa/nd

Rund 2700 Wallfahrer
beim »Blutritt«
Weingarten. Rund 2700 Reiter mit
Frack und Zylinder sind am Frei-
tagmorgen beim traditionellen
»Blutritt« durch Weingarten bei
Ravensburg gezogen. Das religiö-
se Schauspiel lockt neben den
Wallfahrern und zahlreichen Mu-
sikkapellen jedes Jahr auch rund
30 000 Zuschauer in die ober-
schwäbische Stadt. Es gilt als die
größte Reiterprozession Europas.
In diesem Jahr wurde auch die Po-
lizeipräsenz verstärkt. Nach An-
gaben der zuständigen Behörde
sollten während der Veranstal-
tung mehr als hundert Beamte im
Einsatz sein, darunter auch Poli-
zeireiter. Zudem hatte der Ver-
anstalter, die Kirchengemeinde St.
Martin, zusätzlich rund 15 private
Sicherheitsbeamte engagiert, wie
es im Vorfeld bei der Stadt Wein-
garten hieß. Die Teilnehmer –
Männer, Frauen und zum Teil
auch Kinder – versammeln sich je-
des Jahr am Freitag nach Christi
Himmelfahrt zu Ehren der Heilig-
Blut-Reliquie. Diese enthält der
Legende nach mit Erde vermisch-
tes Blut von der Kreuzigung Chris-
ti. Die Wurzeln der Heilig-Blut-
Verehrung reichen bis ins 11.
Jahrhundert zurück. dpa/nd


